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Datum 27. Februar 2018 

 

Stadt Weiterstadt  Riedbahnstraße 6  64331 Weiterstadt 

 
 
Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung 
und des Magistrats 
 
64331 Weiterstadt 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 20. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung lade ich Sie herzlich ein für 
 

Donnerstag, 8. März 2018 um 19:00 Uhr 
im Rathaus, Sitzungsraum Verneuil sur Seine, Riedbahnstraße 6. 

 
Auf die beiliegende Tagesordnung, die Bestandteil der Einladung ist, wird verwiesen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Manfred Dittrich 
Stadtverordnetenvorsteher 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
Niederschriften: Stadtverordnetenversammlung vom 1. Februar 2018, Ausschuss für Immobilien und 
Energie vom 15. Februar 2018, Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr vom 22. Februar 
2018 
Drucksachen: 10/0444/1, 10/0451/1, 10/0441/1, 10/0436/1, 10/0448 



Tagesordnung 
zur 20. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung  
am 8. März 2018 um 19:00 Uhr 

 

 

 Drucksache 

 1. 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung vom 2. Februar 2018 

 

 2. Bericht des Bürgermeisters  

 3. 
Errichtung eines Bürgerhauses im Stadtteil Braunshardt; 
Gestaltung der Fassade mit einem Wärmedämmverbundsystem mit 
Klinkerriemchen 

10/0425/1 

 4. 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frankfurter Straße 58-62",  
Stadtteil Gräfenhausen; 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

10/0278/3 

 5. 
Bebauungsplan "1. Änderung Otto-Wels-Straße", Gemarkung Weiterstadt; 
Aufstellungs- und Offenlagebeschluss 

10/0434/1 

 6. 
Antrag auf Einleitung eines Bauleitplans für die Grundstücke Darmstädter 
Landstraße 16 g-i, Stadtteil Gräfenhausen 

10/0444/1 

 7. Errichtung einer fünften Grundschule in Weiterstadt 10/0451/1 

 8. Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer 10/0441/1 

 9. 
Wohnung in Gräfenhausen (neben Ohlystiftturm) barrierefrei in Stand 
setzen; Antrag der ALW-Fraktion 

10/0387 

10. 
Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
(PBSM), auf allen Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der 
verpachteten Felder; Anfrage der ALW-Fraktion 

10/0436 

10.1. Beantwortung der Anfrage 10/0436/1 

11. Vorrangige Förderung der Innenstadtentwicklung; Antrag der ALW-Fraktion 10/0448 

12. Mitteilungen  

 
 
Die Ausschussvorsitzenden werden gebeten, im Anschluss an die Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung die Sitzungstermine und Inhalte der kommenden Ausschusssitzungen mit der 
Schriftführerin abzustimmen. 
 



 
 

 
 

NIEDERSCHRIFT 
 
 

19. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Weiterstadt 

 
 

10. Legislaturperiode 2016/2021 

 
 

 

 
 

am 1. Februar 2018 

im 
Rathaus, Riedbahnstraße 6, 
Sitzungsraum Verneuil sur Seine 

Beginn 19:00 Uhr 

Ende 21:20 Uhr 
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Anwesende: 
 

SPD-Fraktion 
Ackermann, Klaus  
Dittrich, Manfred  
Enzmann, Andreas  
Fischer, Wilhelm  
Girardi, Donato  
Gürkan, Benjamin  
Harnischfeger, Lukas  
Hofmann, Heike  
Keil, Kathrin  
Koch, Alexander Dr.  
Kurpiers, Christian  
Salzer, Risto Dr.  
Sausner, Barbara  
Schafhausen, Julius  
Stallmann, Jana  
Stein, Reinhold  

CDU-Fraktion 
Brunner, Bernd  
Dürr, Ina  
Köhler, Lutz  
Lützkendorf, Frank  
Mager, Marcus  
Meinhardt, Lisa  
Nungesser, Werner  
Sehlbach, Sebastian  
Tillmann, Ursel  

ALW-Fraktion 
Becker, Birgit  
Cadena Arias, Marta  
Geertz, Matthias  
Pohl, Barbara Dr.  
Wächter, Gunter  

FWW-Fraktion 
Heßberger, Michael  
Lorenz, Lydia  
Moczygemba, Eugen  
Weldert, Kurt 
 

 

Magistrat 
Berger, Manfred  
Fischer, Willi  
Geter, Stephan  
Hamm, Udo Dr.  
Hasenauer, Josef  
Mager, Philipp  
Merlau, Günter  
Möller, Ralf  
Pohl, Edgar  
Reitz-Gottschall, Angelika  
Spätling-Slomka, Dorothea  
Thalheimer, Werner  

Ausländerbeirat 
Tomasulo, Maria Donata  

Seniorenbeirat 
Götz, Gerhard  

Ehrenamtlicher  
Behindertenbeauftragter 
Blättler, Peter  

Schriftführung 
Zettel, Annette  

Verwaltung 
Sauder, Beate  

Presse 
Wickel, Marc Dr.  
 
 
Entschuldigt fehlen: 

SPD-Fraktion 
Mikloss, Boris  

ALW-Fraktion 
Amend, Heinz Günther  
Möllmann, Martin  
 
 

 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher Dittrich eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Einladungen 
fristgerecht und ordnungsgemäß ergangen sind (§§ 56 und 58 HGO), die Sitzung öffentlich 
bekannt gemacht wurde (§ 58 HGO) und die Stadtverordnetenversammlung beschlussfähig 
ist. 
 
Im Namen der Stadtverordnetenversammlung und des Magistrat gratuliert er Frau Lydia Lo-
renz und nachträglich Herrn Michael Heßberger zu ihren besonderen Geburtstagen. 
 
Als Nachrücker in die Stadtverordnetenversammlung begrüßt er Frau Martha Cadena Arias 
und Herrn Frank Lützkendorf. 
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Zur Tagesordnung: 
Die CDU-Fraktion hat in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 22. Januar 
2018 ihren Antrag „Änderung der Stellplatzsatzung; Aufhebung des Beschlusses zur Ablö-
sung von Stellplätzen in der Darmstädter Landstraße; Antrag der CDU-Fraktion“, Drucksache 
10/0414 zurückgezogen. Somit entfällt der Tagesordnungspunkt 14. Die Unterpunkte 14.1 
und 14.2 werden zu 14 und 14.1. 
 
 
Einwendungen gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben. Folgende Tagesordnung 
wird festgestellt: 

 Drucksache 

 1. 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung vom 14. Dezember 2017 

 

 2. Verleihung der Ehrenbezeichnung Ehrenstadtverordneter 10/0427 

 3. Bericht des Bürgermeisters  

 4. 
Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
(PBSM), auf allen Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der 
verpachteten Felder; Anfrage der ALW-Fraktion 

10/0436 

 5. Mehrkosten bei der Straßenerneuerung Haupt- und Wixhäuser Straße 10/0402/1 

 6. Wirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2018 10/0392/1 

 7. 
Ergebnis- und Finanzplanung des Wirtschaftsplanes des Eigenbetriebes 
Stadtwerke für das Wirtschaftsjahr 2018 

10/0358/2 

 8. Wirtschaftsplan der Stadtwerke Weiterstadt für das Wirtschaftsjahr 2018 10/0359/2 

 9. 
Investitionsprogramm der Stadt Weiterstadt zur Haushaltssatzung mit Haus-
haltsplan 2018 für die Jahre 2017 bis 2021 

10/0398/1 

 10. Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 10/0399/1 

 10.1. Vorlage von weiteren Informationen 10/0399/2 

 11. Zweiter Umsetzungsbericht zum Verkehrsentwicklungsplan 10/0403/1 

 12. Einführung einer Steuer für Wettvermittlungsstellen; Antrag der CDU-Fraktion 10/0397 

 13. Gefahrenabwehrverordnung 10/0364/1 

 13.1. Redaktionelle Änderung 10/0364/2 

 13.2. Redaktionelle Änderungen 10/0364/3 

 13.3. 
Prüfaufträge aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 27. 
November 2017 

10/0364/4 

 14. Neufassung der Stellplatzsatzung 10/0414/1 

 14.1. Arbeitsaufträge 10/0414/2 

 15. Antrag auf Ablösung von zwei Kfz-Stellplätzen 10/0395/1 



  Niederschrift 019/STVV/10 
  01.02.2018 
  Seite 4 

 

 16. 
Entwicklung eines städtebaulichen Konzeptes für Apfelbaumgarten II;  
Einrichtung eines projektbegleitenden Arbeitskreises zum Masterplan 

10/0073/9 

 17. Errichtung von Flüchtlingsunterkünften in Weiterstadt, Klein-Gerauer-Weg 10/0290/3 

 18. 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frankfurter Straße 58-62", Stadtteil 
Gräfenhausen; Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

10/0278/3 

 19. 
Bebauungsplan "1. Änderung Otto-Wels-Straße", Gemarkung Weiterstadt; 
Aufstellungs- und Offenlagebeschluss 

10/0434/1 

 20. 
Errichtung eines Bürgerhauses im Stadtteil Braunshardt; 
Gestaltung der Fassade mit einem Wärmedämmverbundsystem mit Klinker-
riemchen 

10/0425/1 

 21. 
Jahresabschlussbericht zum 31. Dezember 2016 des Eigenbetriebes Kom-
munaler Immobilienservice 

10/0420/1 

 22. 
Einsatzverbot von glyphosathaltigen Produkten auf stadteigenen Grundstü-
cken; Antrag der SPD-Fraktion 

10/0438 

 23. Mitteilungen  

 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 1 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 
14. Dezember 2017 
 
Einwendungen gegen die Niederschrift über die Sitzung vom 14. Dezember 2017 werden nicht 
erhoben. Sie ist somit rechtskräftig. 
 

 
Tagesordnungspunkt 2 
Verleihung der Ehrenbezeichnung Ehrenstadtverordneter 
Drucksache: 10/0427 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben.  
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
Herrn Heinz-Ludwig Petri wird die Ehrenbezeichnung Ehrenstadtverordneter verliehen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich überreicht Herrn Petri eine Ehrenurkunde sowie Prä-
sente.  
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Tagesordnungspunkt 3 
Bericht des Bürgermeisters 
 
Bürgermeister Ralf Möller berichtet: 
 
- Am 25. Januar 2017 fand die Wahlversammlung für den neuen Beirat für Menschen mit Be-

hinderung statt. Gewählt wurden 5 Personen. Neuer ehrenamtlicher Behindertenbeauftragter 
ist Peter Blättler. Die konstituierende Sitzung des Beirates findet am 8. Februar 2018 statt. 

- Kürzlich wurde das Maßnahmenpaket „Aktiver Schallschutz“ des Forums Flughafen und Re-
gion vorgestellt. Danach soll die Flugroute „Amtix kurz“ Richtung Norden verschoben, was 
zur Lärmentlastung des Stadtteil Gräfenhausen beiträgt. Er fordert die Einwohner Weiter-
stadts auf, sich im Bürgerbeteiligungsprozess mit einzubringen. 

 

 
Tagesordnungspunkt 4 
Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln (PBSM), auf allen 
Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der verpachteten Felder; Anfrage der 
ALW-Fraktion 
Drucksache: 10/0436 
 
Die Anfrage der ALW-Fraktion kommt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung der Stadtver-
ordnetenversammlung und wird noch beantwortet. 
 

 
Tagesordnungspunkt 5 
Mehrkosten bei der Straßenerneuerung Haupt- und Wixhäuser Straße 
Drucksache: 10/0402/1 
 
Die Drucksache wurde am 15. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt auf Empfehlung des Haupt- und Finanzausschusses 
die Mehrkosten und die Kompensierung bei der Baumaßnahme IN3301-056 „Haupt- und 
Wixhäuser Straße“ zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich ruft die Tagesordnungspunkte 6 bis 10.1 gemeinsam 
auf. 
 
Die Drucksachen wurden am 15. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden von allen Fraktionen sowie Bürgermeister Möller abgegeben. 
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Die ALW-Fraktion stellt folgende Änderungsanträge: 
 
1. Das Bauvorhaben in der Darmstädter Straße mit Haushaltsmitteln in Höhe von 130.000,00 € 

wird abgeplant. Ein neues Konzept für den sinnvollen Umbau der Darmstädter Straße wird 
entwickelt. 
 

2. Für den Erwerb von Grundstücken werden im Jahr 2018 Haushaltsmittel in Höhe 250.000,00 
€ bereitgestellt. Diese setzen sich aus der Abplanung Darmstädter Straße in Höhe von 
130.000,00 € und weiteren zusätzlichen 120.000,00 € zusammen. In den Haushaltsjahren 
2019 und 2020 werden auch jeweils 250.000,00 € für den Erwerb von Grundstücken bereit-
gestellt. 

 
 
Im Anschluss an die Aussprache ruft Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich die Tagesord-
nungspunkt 6 bis 10 einzeln zur Abstimmung auf. 
 

 
Tagesordnungspunkt 6 
Wirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2018 
Drucksache: 10/0392/1 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
Der von Hessen-Forst, Forstamt Darmstadt, vorgelegte Waldwirtschaftsplan für das Forstwirt-
schaftsjahr 2018 wird anerkannt und in den Haushaltsplan 2018 übernommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 7 
Ergebnis- und Finanzplanung des Wirtschaftsplanes des Eigenbetriebes Stadtwerke für 
das Wirtschaftsjahr 2018 
Drucksache: 10/0358/2 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
Die Ergebnis- und Finanzplanung für das Wirtschaftsjahr 2018 der Stadtwerke Weiterstadt für die 
Jahre 2017 - 2022 werden beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
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Tagesordnungspunkt 8 
Wirtschaftsplan der Stadtwerke Weiterstadt für das Wirtschaftsjahr 2018 
Drucksache: 10/0359/2 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2018 der Stadtwerke Weiterstadt wird wie folgt be-
schlossen:  
 
1. Erfolgsplan für den Bereich Abwasserbeseitigung 

Erträge 5.290.300,00 € 
Aufwendungen 4.752.300,00 € 
Gewinn 538.000,00 € 
 
Erfolgsplan für den Bereich Photovoltaikanlage 
Erträge 330.300,00 € 
Aufwendungen 323.000,00 € 
Gewinn 7.300,00 € 
 

2. Vermögensplan für den Bereich Abwasserbeseitigung  
Deckungsmittel 3.435.000,00 € 
Ausgaben 3.435.000,00 € 
 
Vermögensplan für den Bereich Photovoltaikanlage 
Deckungsmittel 1.382.000,00 € 
Ausgaben 1.382.000,00 € 

 
3. Stellenplan 

Es gilt die von der Stadtverordnetenversammlung mit dem  
Wirtschaftsplan beschlossene Stellenübersicht. 

 
4. Kredite für die Finanzierung des Vermögensplan  

Neuaufnahme von neuen Krediten 1.171.700,00 € 
 

5. Kassenkredite 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Wirtschaftsjahr zur  
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen  
werden dürfen, ist festgesetzt auf: 500.000,00 € 

 
6. Verpflichtungsermächtigungen 

Verpflichtungsermächtigungen werden festgesetzt auf: 0,00 € 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
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Tagesordnungspunkt 9 
Investitionsprogramm der Stadt Weiterstadt zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2018 
für die Jahre 2017 bis 2021 
Drucksache: 10/0398/1 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
Das Investitionsprogramm der Stadt Weiterstadt für die Jahre 2017 bis 2021 wird beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
30 Ja-Stimmen (9 CDU, 1 ALW, 4 FWW, 16 SPD) 
  4 Nein-Stimmen (4 ALW) 
 

 
Tagesordnungspunkt 10 
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 
Drucksache: 10/0399/1 

 
Tagesordnungspunkt 10.1 
Vorlage von weiteren Informationen 
Drucksache: 10/0399/2 
 
Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich lässt zunächst über die beiden Änderungsanträge 
der ALW-Fraktion abstimmen. 
 
1. Änderungsantrag der ALW-Fraktion 

Das Bauvorhaben in der Darmstädter Straße mit Haushaltsmitteln in Höhe von 130.000,00 € 
wird abgeplant. Ein neues Konzept für den sinnvollen Umbau der Darmstädter Straße wird 
entwickelt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
14 Ja-Stimmen (9 CDU, 5 ALW) 
20 Nein-Stimmen (4 FWW, 16 SPD) 
 
Der Änderungsantrag ist somit abgelehnt. 
 
 

2. Änderungsantrag der ALW-Fraktion: 
 
Für den Erwerb von Grundstücken werden im Jahr 2018 Haushaltsmittel in Höhe 250.000,00 
€ bereitgestellt. Diese setzen sich aus der Abplanung Darmstädter Straße in Höhe von 
130.000,00 € und weiteren zusätzlichen 120.000,00 € zusammen. In den Haushaltsjahren 
2019 und 2020 werden auch jeweils 250.000,00 € für den Erwerb von Grundstücken bereit-
gestellt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
14 Ja-Stimmen (9 CDU, 5 ALW) 
20 Nein-Stimmen (4 FWW, 16 SPD) 
 
Der Änderungsantrag ist somit abgelehnt. 
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Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich stellt fest, dass aus dem Haupt- und Finanz-
ausschuss vom 15. Januar 2018 folgende Aufträge an die Verwaltung ergehen: 
 
1. Dem Ausschuss für Immobilien und Energie sind die Investitionsmaßnahmen des Hallenba-

des in den letzten 10 Jahren vorzulegen.   
 

2. Zwischen der Verwaltung und der Politik ist die künftige Kennzahlenauswertung zu vereinba-
ren. Um die neue Kennzahlendefinierung für den Haushalt 2019 anwenden zu können, soll 
im April 2018 ein „Runder Tisch“ gebildet werden. 
 

3. Hinsichtlich der geplanten und anstehenden Instandsetzung des Straßen und Wegebaus im 
Außenbereich soll im Laufe des Jahres ein „Runder Tisch“ gebildet werden. 

 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
1. Der Entwurf der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 

2018 wird mit den beschlossenen Änderungsanträgen im Haupt- und Finanzausschuss am 
15. Januar 2018 und den Änderungen der Vorlage 10/0399/2 sowie den redaktionellen Ände-
rungen beschlossen. 
 

2. Die fünfjährige Ergebnis- und Finanzplanung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
21 Ja-Stimmen (1 ALW, 4 FWW, 16 SPD) 
13 Nein-Stimmen (9 CDU, 4 ALW) 
 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses teilt mit, dass folgende Änderungen in der 
Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 15. Januar 2018 vorzu-
nehmen sind. 
 
Auf Seite 4 ist bei 5. der Antrag der ALW-Fraktion zu korrigieren: 
„Der Planansatz auf dem Sachkonto 555.3000 Gewerbesteuereinnahmen des Teilergebnishaus-
halts Produkt 16.01.01 Steuern, Umlagen, Zuweisungen wird von 21.300.000,00 € um 
900.000,00 € auf 20.400.000,00 € gekürzt. 900.000,00 € werden im Investitionsprogramm des 
Finanzhaushalts für die Förderung des sozialen Wohnungsbaus veranschlagt.“ 
 
Auf Seite 7 Ziffer 9 muss es heißen: „Auf Anregung des Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-
sammlung….“. 
 

 
Tagesordnungspunkt 11 
Zweiter Umsetzungsbericht zum Verkehrsentwicklungsplan 
Drucksache: 10/0403/1 
 
Die Drucksache wurde am 22. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben. 
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Auf Empfehlung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr nimmt die Stadt-
verordnetenversammlung den zweiten Umsetzungsbericht zum Verkehrsentwicklungsplan zur 
Kenntnis. 
 

 
Tagesordnungspunkt 12 
Einführung einer Steuer für Wettvermittlungsstellen; Antrag der CDU-Fraktion 
Drucksache: 10/0397 
 
Die Drucksache wurde am 22. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
1. Der Magistrat wird beauftragt, einen Satzungsentwurf zur Erhebung einer Steuer für Wett-

vermittlungsstellen für Sportwetten der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung vorzule-
gen.  

 
2. Auf Antrag der CDU-Fraktion wird ein Haushaltsansatz von 5.000,00 € im Haushalt 2018 als 

Einnahme aus Sportwetten veranschlagt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 13 
Gefahrenabwehrverordnung 
Drucksache: 10/0364/1 

 
Tagesordnungspunkt 13.1 
Redaktionelle Änderung 
Drucksache: 10/0364/2 

 
Tagesordnungspunkt 13.2 
Redaktionelle Änderungen 
Drucksache: 10/0364/3 

 
Tagesordnungspunkt 13.3 
Prüfaufträge aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 27. November 2017 
Drucksache: 10/0364/4 
 
Die Drucksache 10/0364/4 wurde am 22. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden von den Fraktionen von CDU, ALW und FWW abgegeben. 
 
 
Die CDU-Fraktion beantragt: „§ 12 Abs. 3 sowie § 16 Nr. 30 ersatzlos zu streichen.“  
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Die FWW-Fraktion beantragt: „Der Magistrat wird beauftragt, nach 12 Monaten einen Erfah-
rungsbericht vorzulegen.“ 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich lässt zunächst über den Änderungsantrag der CDU-
Fraktion abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
13 Ja-Stimmen (9 CDU, 4 ALW) 
16 Nein-Stimmen (16 SPD) 
  5 Enthaltungen (1 ALW, 4 FWW) 
 
Der Änderungsantrag ist somit abgelehnt. 
 
 
Als nächstes wird über den Antrag der FWW-Fraktion abgestimmt, der wie folgt lautet: 
 
„Der Magistrat wird beauftragt, nach 12 Monaten einen Erfahrungsbericht vorzulegen.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
Die Gefahrenabwehrverordnung wird in der Fassung der Drucksache 10/0364/4 unter Einbezie-
hung der beschlossenen Änderungen des Haupt- und Finanzausschusses vom 22. Januar 2018, 
beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
24 Ja-Stimmen (4 ALW, 4 FWW, 16 SPD) 
  9 Nein-Stimmen (9 CDU) 
  1 Enthaltung (1 ALW) 
 

 
Tagesordnungspunkt 14 
Neufassung der Stellplatzsatzung 
Drucksache: 10/0414/1 

 
Tagesordnungspunkt 14.1 
Arbeitsaufträge 
Drucksache: 10/0414/2 
 
Die Drucksache wurde am 22. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden von den Fraktionen von CDU, ALW und SPD abgegeben. 
 
Die CDU-Fraktion beantragt, dass gemäß § 7 Abs. 2 die Stadtverordnetenversammlung über die 
Ablösung von Stellplätzen entscheidet. 
 
Die ALW-Fraktion beantragt, dass in der Anlage zur Stellplatzsatzung unter Ziffer 1.2 die seithe-
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rige Regelung von a) Wohnungen bis 45 m² und b) Wohnungen über 45 m² beibehalten wird. 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich lässt zunächst über den Änderungsantrag der CDU-
Fraktion abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
12 Ja-Stimmen (9 CDU, 3 ALW) 
21 Nein-Stimmen (1 ALW, 4 FWW, 16 SPD) 
  1 Enthaltung (1 ALW) 
 
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
 
 
Anschließend lässt er über den Änderungsantrag der ALW-Fraktion abgestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
14 Ja-Stimmen (9 CDU, 5 ALW) 
20 Nein-Stimmen (4 FWW, 16 SPD) 
 
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst auf Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schusses folgenden Beschluss: 
 
Die Stellplatzsatzung wird in der Fassung der Drucksache 10/0414/1 beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
21 Ja-Stimmen (1 ALW, 4 FWW, 16 SPD) 
13 Nein-Stimmen (9 CDU, 4 ALW) 
 

 
Tagesordnungspunkt 15 
Antrag auf Ablösung von zwei Kfz-Stellplätzen 
Drucksache: 10/0395/1 
 
Die Drucksache wurde am 22. Januar 2018 im Haupt- und Finanzausschuss beraten. 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt auf Empfehlung des Haupt- und Finanzausschusses 
die Ablösung von zwei Stellplätzen zur Kenntnis. 
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Tagesordnungspunkt 16 
Entwicklung eines städtebaulichen Konzeptes für Apfelbaumgarten II;  
Einrichtung eines projektbegleitenden Arbeitskreises zum Masterplan 
Drucksache: 10/0073/9 
 
Stellungnahmen werden von den Fraktionen von CDU und ALW abgegeben. 
 
Die CDU-Fraktion beantragt, dass gemäß Ziffer 3 je zwei Vertreter einer Fraktion dem Arbeits-
kreis angehören. 
 
Stadtverordnetenvorsteher Manfred Dittrich lässt über den Änderungsantrag der CDU-Fraktion 
abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 

1. Es wird ein projektbegleitender Arbeitskreis zur Beteiligung bei der Erstellung des Masterpla-
nes für die Entwicklungsfläche Apfelbaumgarten II eingerichtet. 

2. Der Arbeitskreis berät die beauftragten Planer bei der Erarbeitung der Variantenentwürfe. 

3. Dem Arbeitskreis gehören an: je zwei Vertreter der Fraktionen der Stadtverordnetenver-
sammlung, der Stadtverordnetenvorsteher, der Vorsitzende des Ausschusses für Stadtent-
wicklung, Umwelt und Verkehr, der Bürgermeister und Vertreter der Verwaltung.  

 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 17 
Errichtung von Flüchtlingsunterkünften in Weiterstadt, Klein-Gerauer-Weg 
Drucksache: 10/0290/3 
 
Stellungnahmen werden von den Fraktionen von ALW, CDU, FWW sowie Bürgermeister Möller 
abgegeben. 
 
Die ALW-Fraktion beantragt, dass die Kosten des Verfahrens der Stadtverordnetenversammlung 
mitgeteilt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
  
 
Die FWW-Fraktion beantragt, dass der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 
29. Juni 2017, Top 6, Drucksache 10/0290/1 aufgehoben wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
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Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
Die Stadt Weiterstadt tritt von dem Grundstückskaufvertrag mit der ESG GmbH & Co. KG, Ur-
kunde Nr. 513/2016 des Notars Dr. Thomas Milde vom 25. April 2016, gemäß § 12 Absatz 2 die-
ser Urkunde zurück. Der Magistrat wird beauftragt, den Rücktritt entsprechend den Vorgaben 
des Grundstückskaufvertrages unverzüglich zu erklären. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
Bürgermeister Möller wird das Gelände in die Planung zum Standort einer Grundschule mit ein-
fließen lassen. 
 

 
Tagesordnungspunkt 18 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frankfurter Straße 58-62", Stadtteil Gräfenhausen; 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
Drucksache: 10/0278/3 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben.  
 
Die ALW-Fraktion beantragt, die Drucksache an den Ausschuss zu überweisen. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss:  
 
Die Drucksache wird zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und 
Verkehr überwiesen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 19 
Bebauungsplan "1. Änderung Otto-Wels-Straße", Gemarkung Weiterstadt; Aufstellungs- 
und Offenlagebeschluss 
Drucksache: 10/0434/1 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben.  
 
Es wird beantragt, die Drucksache an den Ausschuss zu überweisen. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss:  
 
Die Drucksache wird zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und 
Verkehr überwiesen. 
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Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 20 
Errichtung eines Bürgerhauses im Stadtteil Braunshardt; 
Gestaltung der Fassade mit einem Wärmedämmverbundsystem mit Klinkerriemchen 
Drucksache: 10/0425/1 
 
Stellungnahmen werden von den Fraktionen von ALW und CDU abgegeben. 
 
Es wird beantragt, die Drucksache an den Ausschuss zu überweisen und zur Sitzung ein Muster 
der Klinkerriemchen mitzubringen. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
Die Drucksache wird zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Immobilien und Energie über-
wiesen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 21 
Jahresabschlussbericht zum 31. Dezember 2016 des Eigenbetriebes Kommunaler Immo-
bilienservice 
Drucksache: 10/0420/1 
 
Stellungnahmen werden nicht abgegeben. 
 
Es wird beantragt, die Drucksache an den Ausschuss zu überweisen. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
Die Drucksache wird zur weiteren Beratung an den Haupt- und Finanzausschuss überwiesen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
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Tagesordnungspunkt 22 
Einsatzverbot von glyphosathaltigen Produkten auf stadteigenen Grundstücken; Antrag 
der SPD-Fraktion 
Drucksache: 10/0438 
 
Stellungnahmen werden von allen Fraktionen abgegeben. 
 
Es wird beantragt, den Antrag sowie die Beantwortung der Anfrage der ALW-Fraktion, Drucksa-
che 10/0436, an den Ausschuss zu überweisen. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
Der Antrag sowie die Beantwortung der Anfrage der ALW-Fraktion, Drucksache 10/0436 werden 
zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr überwiesen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Tagesordnungspunkt 23 
Mitteilungen 
 
Mitteilungen liegen keine vor. 
  
 
 
 
 
 
Manfred Dittrich Annette Zettel 
Stadtverordnetenvorsteher Schriftführung 
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Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 18. Januar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 01.02.2018 

 
 
Errichtung eines Bürgerhauses im Stadtteil Braunshardt; 
Gestaltung der Fassade mit einem Wärmdämmverbundsystem mit Klinkerriemchen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Fassade des zu errichtenden Bürgerhauses im Stadtteil Braunshardt wird mit einem 
Wärmedämmverbundsystem mit Klinkerriemchen gestaltet.  
 
Sachverhalt: 
 
Die im Vergleich zu einer Putz/Anstrichfassade entstehenden Mehrkosten belaufen sich 
24.740,00 € netto und sind in der derzeitigen Kostenberechnung berücksichtigt. 
 
Die Lebensdauer eines Wärmedämmverbundsystems mit Klinkerriemchen liegt bei ca. drei-
ßig bis fünfzig Jahre. Im Vergleich dazu beträgt die Lebensdauer einer Putz- und Anstrich-
fassade ca. acht bis zehn Jahre.  
 
Somit müsste die Putz- und Anstrichfassade während der Lebensdauer einer Klinkerriem-
chenfassade mindestens drei ggf. vier Mal in Stand gesetzt werden. Die Kosten pro Instand-
setzung liegen bei ca. 26.951,00 € netto. Aufgrund dieser Tatsache würden sich die Mehr-
kosten bereits nach einem Instandsetzungsintervall ausgleichen. 
 
In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 23. Juli 2015 Top 8 und Top 8.1 wurde 
beschlossen, dass bei finanziellen Spielräumen eine Klinkerfassade möglich ist. Dies sollte 
durch eine alternative Ausschreibung berücksichtigt werden. Laut VOB/A ist eine Ausschrei-
bung mit Alternativpositionen nicht zulässig.  
 
 
Aufgrund der Sachverhaltsschilderung, der beiliegenden Stellungnahme des Architektenbü-
ros Pätzold und Kremer und der sich daraus ergebenden Folgekostenprognose empfiehlt die  
Verwaltung, das Wärmedämmverbundsystem mit Klinkerriemchen auszuführen.  
 
 
Finanzierung: 
 
Bei den derzeit laufenden Ausschreibungen ist davon auszugehen, dass sich für die gesam-
te Baumaßnahme keine finanziellen Spielräume ergeben werden. Im Gegenteil zeichnen 
sich bereits bei den ersten Submissionsergebnissen Kostensteigerungen von ca. drei bis vier 
Prozent ab. Eine abschließende Aussage zu den Gesamtmehrkosten kann erst nach Aus-
wertung aller Submissionsergebnisse erfolgen.  
   
 
Der Sachverhalt wurde am 9. Januar 2018 im Magistrat beraten.  
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Ralf Möller 
Bürgermeister 
  
 
 
Anlagen: 
Stellungnahme der pk Architekten (2 Seiten)  
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Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 23. Januar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 01.02.2018 

 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frankfurter Straße 58-62", Stadtteil 
Gräfenhausen; 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
 
 
Beschlussvorschlag: 

1) Die in der Anlage 1 befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behör-
den und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegan-
genen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden als Stellungnahmen 
der Stadt Weiterstadt und somit als Abwägung i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB beschlos-
sen. 

2) Der Magistrat wird beauftragt, die Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, welche Anregungen zum Inhalt des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans vorgebracht haben, vom Ergebnis der Abwägung mit Angabe der 
Gründe zu unterrichten. 

3) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Frankfurter Straße 58-62“ in der Fassung 
vom Mai 2017 (s. Anlage 3), bestehend aus dem Planteil und dem Textteil zum Be-
bauungsplan sowie der dazugehörigen Begründung, wird hiermit unter Berücksichti-
gung der in dieser Sitzung einzeln beschlossenen redaktionellen Ergänzun-
gen/Änderungen zu Punkt 1) gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m § 81 Abs. 1 und 3 HBO als Satzung beschlossen und die Begründung hierzu 
gebilligt. 

4) Es wird festgestellt, dass mit der beschlossenen Anpassung des Planinhaltes die 
Grundzüge dieser Bauleitplanung nicht berührt werden und es sich um keine 
Planänderung im materiell-rechtlichen Sinne handelt, sondern lediglich um eine 
Präzisierung und positive Konkretisierung eines bestehenden Planinhaltes. Eine er-
neute Auslegung i. S. d. § 4a Abs. 3 BauGB, wonach der Entwurf erneut auszulegen 
ist, wenn der Bauleitplan nach dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 oder § 4 Abs. 2 ge-
ändert oder ergänzt wird, ist daher nicht erforderlich. 

   
 
Sachverhalt: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 29. Juni 2017 den mit Drucksache 10/0278/1 
vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes „Frankfurter Straße 58-62“ beraten und als Aus-
legungsentwurf anerkannt. Zweck der Bauleitplanung ist die Schaffung einer Bebauungs-
möglichkeit für Wohnbebauung auf dem bisher gewerblich genutzten Grundstück Frankfur-
ter Straße 58-62. 

Da der Bebauungsplan die Kriterien des § 13 a BauGB (Bebauungspläne der Innenent-
wicklung) erfüllt, erfolgt die Bebauungsplanänderung nach den Vorschriften des „beschleu-
nigten Verfahrens“, so dass auf eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung verzichtet wurde. 
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Die öffentliche Auslegung des Entwurfes, bekannt gemacht im Wochen-Kurier vom 13. 
September 2017, erfolgte vom 25. September 2017 bis 27. Oktober 2017. Die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Anschreiben vom 19. September 
2017 und Fristsetzung am Verfahren beteiligt. 

Nach Abschluss der Auslegung und Eingang der Stellungnahmen der beteiligten Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ist das Verfahren für den Bebauungsplan mit 
dem Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB abzuschließen. 

Die Beschlussempfehlung der beauftragten Planer vom 9. Januar 2018 bleibt ohne Einfluss 
auf den Verfahrensablauf, so dass die Verfahrensfortführung nach BauGB empfohlen wird.  
 
Finanzierung: 
 
Planungskosten trägt der Antragsteller. Ein entsprechender städtebaulicher Vertrag wurde 
geschlossen.  
 
Der Sachverhalt wurde am 23. Januar 2018 im Magistrat beraten. Die Drucksache wird ge-
mäß § 10 der Geschäftsordnung direkt dem Ausschuss vorgelegt.  
 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
 
Anlagen: 
Anlage 1 – Abwägungsvorschlag der öffentlichen und privaten Belange gem. § 1 Abs. 7 

BauGB aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und der Beteiligung 
der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB des beauftragten Planungsbüros vom 9. 
Januar 2018 (30 Seiten) 

Anlage 2 – Zusammenstellung der eingegangenen Stellungnahmen (21 Seiten) 
Anlage 3 – Auszug aus dem Bebauungsplan „Frankfurter Straße 58-62“ mit textlichen Fest-

setzungen sowie Begründung in der Fassung vom Mai 2017 (12 Seiten) 
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Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 23. Januar 2018 
 III/2 610-10 Lat 
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 01.02.2018 

 
 
Bebauungsplan "1. Änderung Otto-Wels-Straße", Gemarkung Weiterstadt; 
Aufstellungs- und Offenlagebeschluss 
 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Der Aufstellung einer Bebauungsplanänderung „1. Änderung Otto-Wels-Straße“, Gemar-
kung Weiterstadt zum Zwecke der Anpassung der planungsrechtlichen Festsetzungen an 
die durch Teilung eines Grundstückes entstandenen Gegebenheiten wird nach § 2 (1) 
BauGB zugestimmt. Das Verfahren ist nach den Regeln des § 13 a BauGB (beschleunig-
tes Verfahren) durchzuführen. 

2. Der Plangeltungsbereich des Bebauungsplans „1. Änderung Otto-Wels-Straße“ umfasst 
nach § 9 (7) BauGB die folgenden Grundstücke: Gemarkung Weiterstadt, Flur 2, Flurstü-
cke Nr. 523/3, 523/5, 523/6, 524/1, 525/1, 525/2, 526, 527, 528, 529, 530, 531/1, 531/2, 
532, 533/4, 533/5, 533/6, 533/8 und 533/9 (gesamter Geltungsbereich des Ursprungspla-
nes). 

3. Der Entwurf zum Bebauungsplan „1. Änderung Otto-Wels-Straße“ vom 10. Januar 2018 
einschließlich Begründung (Anlage 1 dieser Vorlage) wird als Auslegungsentwurf nach 
§ 3 (2) BauGB anerkannt und ist für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabengebiet durch 
die Planung berührt werden kann, sind gemäß § 4 (2) BauGB gleichzeitig mit der Offen-
lage, mit Monatsfristsetzung, am Verfahren zu beteiligen. 

5. Der Magistrat wird beauftragt, den Offenlagebeschluss ortsüblich bekannt zu machen 
sowie weitere Verfahrensschritte gem. BauGB vorzubereiten. 

   
 
Sachverhalt: 

Der Stadt liegt ein Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes für das Grundstück Gemar-
kung Weiterstadt Flur 2, Nr. 523/5 Otto-Wels-Straße 1a vom 5. Dezember 2017 vor. Das 
Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Otto-Wels-Straße“ aus dem 
Jahr 1988. Bis zur Rechtskraft dieses Bebauungsplanes unterlag das Grundstück den Rege-
lungen des Bebauungsplanes „Darmstädter Straße“ mit den Festsetzungen MI; GRZ 0,4; 
GFZ 1,0. Das ehemals einheitliche Grundstück Otto-Wels-Straße 1 und 1A wurde über viele 
Jahre durch die Stadt Weiterstadt als Verwaltungsgebäude genutzt. Im Jahr 2012 wurde das 
Grundstück geteilt und beide Teile verkauft (Otto-Wels-Straße 1A im Februar 2016). Neben 
dem Antragsgrundstück liegt das Grundstück Otto-Wels-Straße 1, das durch das DRK ge-
nutzt wird. Durch die Teilung sind Verhältnisse entstanden, die nicht den Forderungen des § 
19 BauGB entsprechen. Die Bauaufsichtsbehörde beurteilt Bauanträge für die nunmehr 
selbständigen Grundstücksteile so, als wäre die Grundstücksteilung nicht erfolgt. Nur so 
kann von einem Bestandsschutz für die existierenden Gebäude ausgegangen werden. Um 
eine grundsätzliche planungsrechtliche Bebaubarkeit dieser Grundstücke zu ermöglichen, 
soll die Festsetzung der GRZ und GFZ angepasst werden. Aus städtebaulicher Sicht kann 
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das Planerfordernis gemäß § 1 Abs. 3 BauGB als gegeben angenommen werden, da durch 
die Änderung des Bebauungsplanes ein rechtskonformer Zustand hergestellt wird. 

Zu den weiteren Inhalten des Bebauungsplanes wird auf die Begründung verwiesen. 

Da der Bebauungsplan lediglich der textlichen Änderung der Festsetzung der Grundstücks-
überbauung dient und die weiteren Kriterien des § 13 BauGB erfüllt sind, kann das Aufstel-
lungsverfahren des Bebauungsplanes im „beschleunigten Verfahren“ gemäß § 13a BauGB 
durchgeführt werden. Auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 (1) BauGB 
und § 4 (1) BauGB, einen Umweltbericht sowie die Erarbeitung einer zusammenfassenden 
Erklärung wird verzichtet. 

Zur Verfahrensfortführung, entsprechend dem Baugesetzbuch, wird um Entscheidung zu den 
Beschlussempfehlungen gebeten.  
  
 
Finanzierung: 
 
Haushaltsmittel sind auf der Kostenstelle 3202-002 vorhanden. 
 
 
  
 
Der Sachverhalt wurde am 23. Januar 2018 im Magistrat beraten.  
 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
 
  
 
Anlagen: 
Entwurf des Bebauungsplanes sowie Begründung in der Fassung vom  
10. Januar 2018 (5 Seiten)  
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Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 20. Februar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 08.03.2018 

 
 
Antrag auf Einleitung eines Bauleitplans für die Grundstücke Darmstädter Landstraße 
16 g-i, Stadtteil Gräfenhausen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens nach § 12 Baugesetzbuch zur Auf-
stellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Darmstädter Landstraße 16 g-i“ (Ge-
markung Gräfenhausen, Flur 2 Flurstück 372/5) zum Zwecke der Schaffung einer Bebau-
ungsmöglichkeit für Wohnbebauung für drei Einfamilienhäuser in der Form der beigefügten 
Skizze (siehe Anlage 2) wird nicht zugestimmt.  
 
Sachverhalt: 
 

Der Stadt liegt ein Antrag vom 23. Dezember 2017 auf Einleitung eines Bauleitplanverfah-
rens nach § 12 Baugesetzbuch zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
für das Grundstück Darmstädter Landstraße 16 g-i vor. 

Für den Bereich der alten Schule - Darmstädter Landstraße - Ohlenbach wurde in der Sit-
zung der Stadtverordnetenversammlung am 20. November 2008 ein Aufstellungsbeschluss 
zur planungsrechtlichen Sicherung einer rückwärtigen Grundstücksbebauung gefasst (siehe 
Anlage 1). Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes „Gräfenhausen Mitte“ war auch das 
nunmehr in Rede stehende Grundstück enthalten. 

Das vorliegende Konzept vom Dezember 2017 sieht die Errichtung von drei Einfamilienhäu-
sern mit Garagen und Stellplätzen vor (siehe Anlage 2). Dieses Vorhaben hält den Rahmen 
der bereits 2008 beschlossenen grundsätzlichen Planungsoption ein. Allerdings erfolgt die 
Erschließung nun über das Vorderliegergrundstück.  

In Zuge der Beratungen in den Jahren 2008 und 2009 entstanden erhebliche Zweifel an der 
Realisierbarkeit des Bebauungsplanes aufgrund starker Widerstände der Betroffenen und 
der anliegenden Grundstückseigentümer. Deshalb wurde das Verfahren mit Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung vom 19. November 2009 wegen fehlender Planerforderlich-
keit förmlich eingestellt.  
Über den aktuell vorliegenden Antrag hat die Gemeinde gem. §1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 12 
Abs. 2 BauGB nach pflichtgemäßem Ermessen erneut zu entscheiden. Diese pflichtgemäße 
Entscheidung hat sich allein an den im § 1 Abs. 3 BauGB abschließend formulierten Rege-
lungen über das Planerfordernis zu orientieren. Da sich die städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen im Umfeld des Antragsgrundstücks in Bezug auf ein Planerfordernis in den letzten 
neun Jahren nicht geändert haben und die jetzt vorgeschlagene Erschließungssituation sich 
sogar noch wesentlich ungünstiger darstellt als in der 2008 vorliegenden Planung, besteht 
kein Anlass die 2009 getroffene Bewertung zu ändern. Dem Antrag auf Einleitung eines vor-
habenbezogenen Bebauungsplans sollte daher nicht stattgegeben werden, da ein städtebau-
liches Planerfordernis nicht besteht.  
 
Finanzierung: 
 
keine 
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Der Sachverhalt wurde am 20. Februar 2018 im Magistrat beraten.  
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
  
 
 
Anlagen: 
1. Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan „Gräfenhausen 

Mitte“ aus dem Jahr 2008 (1 Seite) 
2. Antrag und Skizze zum Vorhaben- und Erschließungsplan vom 23. Dezember 2017  

(2 Seiten) 
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Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 20. Februar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 08.03.2018 

 
 
Errichtung einer fünften Grundschule in Weiterstadt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Das Schreiben an den Ersten Kreisbeigeordneten Christel Fleischmann zur Errichtung einer 
fünften Grundschule in Weiterstadt wird zur Kenntnis genommen.  
  
 
Sachverhalt: 
 
In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 1. Februar 2018 wurde das Mandat 
erteilt, dem Landkreis Darmstadt-Dieburg das städtische Gelände nördlich der ADS, zwi-
schen Sportplatz und Straße zur Kläranlage, für die Errichtung einer Grundschule anzubie-
ten.  
 
Der Sachverhalt wurde am 20. Februar 2018 im Magistrat beraten. 
 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
 
 
Anlage: 
Schreiben an Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg vom 9. Februar 2018 
(2 Seiten)  
 
 
 



 

 
 

   
Gemeinschaftskasse der Gemeinden 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg 
Stadt- und Kreissparkasse Darmstadt 
Konto-Nummer: 548 200 
Bankleitzahl: 508 501 50 
IBAN: DE86 5085 0150 0000 5482 00 
BIC: HELADEF1DAS 

    

 

 Der Bürgermeister 

  

 

Bürgermeister 

Ralf Möller 

 06150/400-1002   06150/400-1009 

 ralf.moeller@weiterstadt.de 

Zimmer-Nr. 619 

 

Rathaus 

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

 06150/400-0 

http://www.weiterstadt.de 

 

Öffnungszeiten 

Montag - Freitag   8:00 - 12:00 Uhr 

Mittwoch 14:00 - 18:00 Uhr 

  

Datum 27. Februar 2018 

 

Stadt Weiterstadt  Riedbahnstraße 6  64331 Weiterstadt 

 
 
Kreisausschuss des Landkreises 
Darmstadt-Dieburg 
Herr Erster Kreisbeigeordneter 
Christel Fleischmann 
Jägertorstr. 207 
64276 Darmstadt 

 
 
 
Errichtung einer fünften Grundschule in Weiterstadt 
 
 
Sehr geehrter Herr Erster Kreisbeigeordneter Fleischmann, 
 
neben den sehr gelungen Neu- bzw. Umbauten an der Albrecht-Dürer-Schule (ADS) und der 
Hessenwaldschule beabsichtigt der Landkreis Darmstadt-Dieburg als Schulträger eine weitere 
Investition in Weiterstadt. Binnen drei Jahren soll im Bereich des Campus rund um das 
Schulgelände der ADS eine fünfte Grundschule entstehen. Die Projekte zeigen, mit welchem 
Engagement der Landkreis seiner Verantwortung als Schulträger nachkommt.  
 
Nach ursprünglichen Diskussionen über diesen Standort, freue ich mich, Ihnen mitteilen zu 
können, dass die Stadtverordnetenversammlung in Ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 
beschlossen hat, alles Erforderliche für die gemeinsame Planung im Bereich des weit gefassten 
Campus in die Wege zu leiten. Damit sind die vormals in Erwägung gezogenen Standorte für 
diese Schule (Baugebiete Apfelbaumgarten und Laukesgarten) vom Tisch. Gleichwohl sehen 
wir perspektivisch bei einer entsprechenden Bevölkerungsentwicklung weiteren Bedarf im 
Neubaugebiet Apfelbaumgarten für eine sechste Grundschule. 
 
Die Gremien der Stadt Weiterstadt unterstützen Sie als Schulträger daher sowohl bei der 
inhaltlichen Konzeption, als auch bei der Suche nach einem geeigneten Standort. Ich darf Ihnen 
daher mitteilen, dass ich in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 1. Februar 2018 
das Mandat erhalten habe, Ihnen das städtische Gelände nördlich der ADS, zwischen 
Sportplatz und Straße zur Kläranlage, für die Errichtung einer Grundschule anbieten zu können. 
Die Stadt Weiterstadt ist derzeit im Besitz von mehr als 5.500 m² der Gemeinbedarfsfläche, die 
für Schulerweiterung ohnehin vorgesehen ist. Es ist bereits jetzt absehbar, dass auch der 
Bedarf an KiTa-Plätzen steigen wird. Vor diesem Hintergrund erachte ich die gemeinsame 
Planung einer Grundschule mit einem Kindergarten für zielführend, da hierdurch ggf. 
Synergieeffekte, sowohl baulicher, als auch konzeptioneller Natur entstehen könnten. 
 
 



 
Da dieser Standort, trotz Einbindung in den Campus, für sich genommen jedoch autark wäre, 
sehe ich keine Notwendigkeit und damit auch keine Gefahr für die Schülerschaft, den Klein-
Gerauer-Weg zur ADS zu queren. In diesem Zusammenhang weise ich gerne darauf hin, dass 
nach dem Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Weiterstadt dieser Bereich mithilfe einer 
Fahrradstraße weiter verkehrsberuhigt werden soll. KiTa- und Grundschulkinder, die mit dem 
Auto gebracht werden, können von dem geplanten Parkplatz auf der südlichen Seite bequem 
zu Fuß durch die dann verkehrsberuhigte Straße Am Aulenberg zu ihrer Einrichtung kommen. 
 
Dies eröffnet aus meiner Sicht dem Landkreis Entwicklungspotenzial, beispielsweise für den 
Bau eines Oberstufengebäudes direkt auf dem ADS-Gelände. 
 
Der aktuell vom Schulträger für den Bau der fünften Grundschule vorgesehene Bereich, auf 
dem sich derzeit die mobi-sku:l befindet, war vor der Planung einer weiteren Grundschule in der 
ursprünglichen Konzeption des Landkreises als Freifläche mit Sport-, Spiel- und 
Begegnungsmöglichkeiten vorgesehen. Diese Planung begrüße ich grundsätzlich. Sie würde 
dem Gedanken eines Campus deutlich mehr Rechnung tragen als die jetzt vorgesehene 
Verdichtung. 
 
Für die Kinder der Anna-Freud-Schule sehe ich den großen Vorteil, dass sie jahrgangsweise 
nach und nach in die inklusive Grundschule wechseln und bis zur Fertigstellung des Neubaus in 
etwa drei Jahren in ihrem derzeitigen Gebäude verbleiben könnten. 
 
Darüber hinaus rege ich eine weitergehende Kooperation und Zusammenlegung der 
Sportanlagen der Stadt Weiterstadt (im Bereich des Braunshardter Tännchens) und der ADS 
(auf dem Schulgelände) an. Die kleine städtische Anlage wird neben den Schülerinnen und 
Schülern der ADS auch von weiteren Schulen aus Ihrem Verantwortungsbereich genutzt. M.E. 
vergeben wir uns eine historisch einmalige Chance, wenn das Gelände vorschnell einer 
anderen Nutzung zugeführt wird. 
 
Ein grundsätzliches Einverständnis Ihrerseits vorausgesetzt, bin ich gerne bereit, über einen 
eventuellen Geländetausch, eine gemeinsame Unterhaltung sowie Ausstattung zu verhandeln. 
 
In diesem Sinne bitte ich Sie, einer gemeinsamen Konzeption im Interesse aller Betroffenen vor 
Ort zuzustimmen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
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Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 20. Februar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 08.03.2018 

 
 
Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Neufassung der Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer wird zugestimmt. 
 
   
 
Sachverhalt:  
 
In den letzten Jahren haben sich in Weiterstadt Wettannahmestellen zur Vermittlung von 
Sportwetten (Tipico in der Darmstädter Straße 75 sowie TipWin in der Robert-Koch-Straße 
9) sowie eine Wettannahmestelle zur Vermittlung von Pferdewetten (Darmstädter Straße 75 
im Gebäude Tipico) angesiedelt, die neben der reinen Vermittlung der Wetten auch das Mit-
verfolgen der Wettangebote bzw. Wettergebnisse ermöglichen. Das BVerfG hat im Juli 2017 
festgestellt, dass die Erhebung einer kommunalen Wettbürosteuer grundsätzlich möglich ist 
und die Rahmenbedingungen festgelegt. Danach kann eine Besteuerung von 3 Prozent der 
Wetteinsätze erfolgen. Steuerschuldner sind die Betreiber der Wettvermittlungsstellen. Ziel 
der Besteuerung ist es, die Ansiedlung einer größeren Anzahl von Wettvermittlungsstellen zu 
erschweren, da die Wettvermittlungsstellen bereits jetzt zu erheblichen Beschwerden aus der 
Bevölkerung führen. 
 
Die als Anlage beigefügte Satzung zur Erhebung einer Wettbürosteuer ist mit dem HSGB 
abgestimmt und liegt der Kommunalaufsicht zur Prüfung vor.   
 
Finanzierung:  
 
Da keine Erkenntnisse über die Höhe der Wetteinsätze in den Wettvermittlungsstellen vorlie-
gen, ist nicht abschätzbar, in welcher Höhe durch die Steuer Einnahmen generiert werden. 
Im Haushalt sind Einnahmen in Höhe von 5.000,00 EUR eingestellt. 
  
 
Der Sachverhalt wurde am 20. Februar 2018 im Magistrat beraten 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
   
 
Anlage:  
Entwurf einer Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer (4 Seiten)  
 
 
 



 - 1 - Wettbürosteuer - Satzung 
  vom ……………….. 

 

 

SATZUNG ÜBER DIE ERHEBUNG EINER  

WETTBÜROSTEUER  

IN DER STADT WEITERSTADT 

 
 
 
Aufgrund von §§ 5, 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7.März 2005 (GVBl I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Septem-
ber 2016 (GVBl S. 167), der §§ 1, 2, 3 und 7 des Gesetzes über kommunale Abgaben vom 
24. März 2013 (GVBl 134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBl.  
S. 618) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Weiterstadt am ………. die folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Steuererhebung 

 
(1) Die Stadt Weiterstadt erhebt eine Steuer auf das im Stadtgebiet ausgeübte Vermitteln 

oder Veranstalten von Pferde- und Sportwetten in Einrichtungen (Wettbüros), die neben 
der Annahme von Wettscheinen (auch an Terminals, Wettautomaten o.ä. Wettvorrich-
tungen) auch das Mitverfolgen der Wettangebote bzw. Wettergebnisse ermöglichen, als 
örtliche Aufwandssteuer nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Einrichtungen, in denen Wettscheine lediglich abgegeben werden und keine weiteren 
Serviceleistungen angeboten werden, unterliegen nicht der Besteuerung. 

(3) Die Besteuerung erfolgt ohne Rücksicht darauf, ob der Wettveranstalter/Wettvermittler 
die vorgeschriebenen Konzessionen und/oder Genehmigungen beantragt und erhalten 
hat. 

 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

 
(1) Steuerschuldner ist der Betreiber des Wettbüros. 

(2) Geht der Betrieb des Wettbüros auf einen anderen Betreiber über, so ist der bisherige 
Betreiber bis zum Zeitpunkt des Übergangs Steuerschuldner. Der übernehmende Betrei-
ber ist von diesem Zeitpunkt an Steuerschuldner. 

(3) Steuerschuldner ist auch derjenige, dem aufgrund ordnungsrechtlicher Vorschriften die 
(gewerbe- und/oder gaststättenrechtliche) Erlaubnis zum Anbieten des in § 1 geregelten 
Steuergegenstandes erteilt wurde, sofern eine solche Erlaubnis überhaupt erteilt wurde. 

(4) Mehrere Steuerschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 
 

  



 - 2 - Wettbürosteuer - Satzung 
  vom ……………….. 

 

§ 3 
Bemessungsgrundlage 

 
(1) Bemessungsgrundlage der Wettbürosteuer ist die Summe der getätigten Wetteinsätze 

(brutto ohne jegliche Abzüge). 

(2) Wetteinsatz im Sinne dieser Satzung ist der Betrag, den der Spieler für die Begründung 
des Wettvertrags aufwendet. 

(3) Die Höhe der Wetteinsätze ist vom Steuerschuldner durch geeignete Unterlagen zu 
belegen. 

 

§ 4 
Steuersatz 

 
Der Steuersatz beträgt 3 Prozent der angefallenen Bemessungsgrundlage nach § 3. 
 
 

§ 5 
Anmeldung und Abmeldung 

 
(1) Wer ein Wettbüro im Sinne des § 1 eröffnet und in Betrieb nimmt, hat dieses unverzüg-

lich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen gegenüber dem Magistrat der Stadt Wei-
terstadt durch Anmeldung anzuzeigen. Die Anmeldung muss folgende Angaben enthal-
ten: 

a. Name und Anschrift des Betreibers 

b. Ort und Zeitpunkt der Eröffnung des Wettbüros, 

c. Auflistung aller eingesetzten Wettterminals mit der jeweiligen Gerätenummer 

(2) Betreiber der bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehenden Wettbüros im Sinne 
von § 1 haben der Stadt die Angaben nach Abs. 1 innerhalb von 14 Tagen nach Inkraft-
treten dieser Satzung durch Anmeldung mitzuteilen. 

(3) Änderungen des Geschäftsbetriebes, die sich auf die Steuererhebung auswirken können 
(z.B. Betreiberwechsel, Schließung, Änderungen bei den eingesetzten Wettterminals) 
sind dem Magistrat der Stadt Weiterstadt unverzüglich anzuzeigen. 

 
 

§ 6 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Der Steueranspruch entsteht mit der Verwirklichung des Steuertatbestandes, also mit 
Abschluss des Wettvertrages. Besteuerungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. 

(2) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Steuer gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 b KAG in Verbin-
dung mit § 267 Abgabenordnung (AO) selbst zu errechnen. Bis zum 15. Tag nach 
Ablauf eines Kalendervierteljahres ist dem Magistrat eine Steueranmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck einzureichen und die errechnete Steuer zu entrichten. Die 
Rechtsbehelfsfrist beginnt mit dem Tag, an dem die Steuererklärung bei der Stadt 
eingegangen ist.  
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(3) Die Steueranmeldung steht nach § 168 AO einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung gleich. 

(4) Ein Steuerbescheid ist nur zu erteilen, wenn der Steuerschuldner bis zum Ablauf der An-
meldefrist die Steueranmeldung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der 
Erklärung festzusetzen ist. Die festgesetzte Steuer ist innerhalb von 15 Tagen nach 
Bekanntgabe des Bescheids zu entrichten. 

(5) Die Summe aller Wetteinsätze gemäß § 3 in dem jeweiligen Besteuerungszeitraum ist 
durch Beifügen geeigneter Unterlagen, z. B. der Provisionsabrechnung oder Ausdrucken 
aus den Terminals nachvollziehbar zu belegen. 

(6) Endet die Steuerpflicht während des laufenden Besteuerungszeitraumes aufgrund der 
Einstellung des Betriebes, ist die Steuererklärung bis zum 15. des auf die Einstellung 
folgenden Monats abzugeben. 

 
 

§ 7 
Steuerschätzung und Verspätungszuschlag 

 
(1) Soweit die Stadt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, oder 

der Steuerschuldner seiner Mitwirkungspflicht nach § 6 Abs. 2 nicht oder nur unzu-
reichend nachkommt, so kann sie die Besteuerungsgrundlagen nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 b 
KAG in Verbindung mit § 162 AO schätzen. 

(2) Wenn der Steuerschuldner die in dieser Satzung angegebenen Fristen nicht wahrt, kann 
gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 a KAG in Verbindung mit § 152 AO ein Verspätungszuschlag er-
hoben werden. 

 
 

§ 8 
Steueraufsicht 

 
(1) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, den Bediensteten der Stadt zur Feststellung von 

Steuertatbeständen oder zur Nachprüfung der Besteuerung unentgeltlich Zugang zu den 
Veranstaltungsräumen, auch während der Veranstaltung, zu gewähren. Auf die Bestim-
mungen der §§ 98, 99 AO wird verwiesen. 

(2) Der Steuerschuldner und die von ihm betrauten Personen haben auf Verlangen den Be-
auftragten der Stadt Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, Provisionsabrechnun-
gen und andere Unterlagen in der Betriebsstätte bzw. den Geschäftsräumen in der Stadt 
Weiterstadt vorzulegen sowie Auskünfte zu erteilen. Die Unterlagen sind auf Verlangen 
der Stadt unverzüglich und vollständig vorzulegen. Auf die Bestimmungen der §§ 90, 93 
AO wird verwiesen. 

 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 5 a Abs. 1 KAG handelt, wer als Steuerpflichtiger vor-

sätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwider handelt, 
nämlich: 
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a. seiner Steuererklärungspflicht gemäß § 5, 6 nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

b. seiner Entrichtungspflicht gemäß § 6 Abs. 2 nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstän-
dig nachkommt, 

c. falsche oder unvollständige Angaben hinsichtlich der Bemessungsgrundlage macht, 

d. die Mitteilungen gemäß § 5 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 EUR geahndet 
werden. 

 
 

§ 10 
Geltung des Gesetzes über kommunale Abgaben 

 
Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften der §§ 4 bis 6 des 
Gesetzes über kommunale Abgaben in ihrer jeweiligen Fassung. 
 
 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am                            in Kraft. 
 
 
 
Weiterstadt,                   
 
 
DER MAGISTRAT 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
 



 

 

Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung  

Herrn Manfred Dittrich 

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

Weiterstadt, den 25. Oktober  2017 

Antrag: Wohnung in Gräfenhausen (neben Ohlystiftturm) barrierefrei in Stand setzen 

Sehr geehrter Herr Dittrich,  

bitte nehmen Sie folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Stadtverordnetenversammlung: 

Der Magistrat wird beauftragt, zu überprüfen, ob die oben genannte Wohnung, die sich bereits in der 

Renovierung befindet, sich barrierefrei zu annehmbaren Kosten in Stand setzen lässt. Dazu soll auf Basis 

der Schätzung und Expertise des Behindertenbeirates eine Kostenplanung erstellt werden. 

Begründung: Die ALW hat bereits in der Anfrage vom September 2017, Drucksache 10/0338, darauf hingewiesen, 

dass hier die Möglichkeit besteht, barrierefreien und bezahlbaren Wohnraum in Weiterstadt zu schaffen. 

 Die Wohnung wurde nun vom Behindertenbeirat besichtigt und das Ergebnis war, das sich diese Wohnung 

durchaus barrierefrei herrichten lässt.  Nach Einschätzung unseres Behindertenbeirates sind mit ca. 10 % 

Mehrkosten zu rechnen.  

Wir sind der Meinung dass dies im Rahmen der Umsetzung der Behindertenkonvention, die wir ja alle wollen, 

möglich und machbar ist.  

Weitere Begründung erfolgt mündlich.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Heinz-Ludwig Petri 

(Fraktionsvorsitzender) 

 



 

_____________________________________________________________________________________________ 

Fraktionsvorsitz: Gunter Wächter * Schulstraße 31 * 64331 Weiterstadt 
Telefon: 06150/52603 * E-Mail: gwaechter@alw-weiterstadt.de 

 

 

 
 
 

Weiterstadt, den 19. Januar 2018 

 
 

Anfrage zum Einsatz von Pflanzenbehandlungs – und 

Schädlingsbekämpfungsmitteln (PBSM), insbesondere Glyphosat, 

Deiquat oder andere Entlaubungsmittel und Neonikotinoide auf allen 

Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der verpachteten 

Felder  

 
Sehr geehrter Herr Dittrich, 
 
bitten nehmen Sie folgende Anfrage auf die nächste Tagesordnung: 
 

 
1. Wurde Glyphosat im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen Feldern in 

der Weiterstädter Gemarkung versprüht? 
2. Wurden Entlaubungsmittel im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen 

Feldern in der Weiterstädter Gemarkung versprüht?  
3. Wurden Neonikotinoide im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen 

Feldern in der Weiterstädter Gemarkung versprüht?  
4. Welche anderen Pflanzenschutzmittel wurden im Jahr 2017 und davor 

verwendet? 
5. Sind innerhalb der letzten 10 Jahre signifikante Änderungen der 

Einsatzmengen (kg/ha Fläche / Jahr) zu verzeichnen?  

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

Telefon: +49 6150 52603 

E-Mail:  gwaechter@alw-weiterstadt.de
 

Alternative Liste Weiterstadt 

Vorsitzender der 
Stadtverordnetenversammlung 
Herrn Manfred Dittrich 
Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 



 

_____________________________________________________________________________ 

Fraktionsvorsitz: Gunter Wächter * Schulstraße 31 * 64331 Weiterstadt 
Telefon: 06150/52603 * E-Mail: gwaechter@alw-weiterstadt.de 

 

6. Mit welchen Mitteln unterstützt die Stadt Weiterstadt ihre Landwirte, um auf den 
ökologischen Anbau umzusteigen oder auch die Reduzierung des Einsatzes von 
PBSM vorzunehmen? 

7. Sind diese Themen auch Bestandteil der Gespräche am runden Tisch mit den 
Landwirten? 

8. Wann und wo werden die Ergebnisse aus diesen Gesprächen dem Parlament 
vorgestellt? 

9. Wird eine Übersicht über die Belastung der letzten Jahre mit PBSM im  
Umweltbericht enthalten sein, der 2018 (endlich) vorgelegt werden soll? 

 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
Gunter Wächter 
Fraktionsvorsitzender 
 
 

 
 
 
i.A. Birgit Becker 
Stellvertretende Vorsitzende 
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Bürgermeister  Weiterstadt, den 27.02.2018 
  
 
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am  

Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr für die Sitzung am 22.02.2018 

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 08.03.2018 

 
 
 
Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln (PBSM) auf 
allen Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der verpachteten Felder; 
Anfrage der ALW-Fraktion; Beantwortung der Anfrage 
 
 
 
 
 
Die Anfrage der ALW-Fraktion vom 19. Januar 2018 wird wie folgt beantwortet: 
 
Die Verwaltung hat aufgrund des Fragenkatalogs beim Landkreis (Amt für Ländlichen Raum) 
mit der Bitte um Unterstützung bei der Beantwortung angefragt und folgende Mitteilung 
erhalten:  
 
„bzgl. des Fragenkatalogs der ALW-Fraktion können wir leider mit keinen Informationen 
dienen, weil Auswahl und Dosierung von Pflanzenschutzmitteln unter Beachtung der 
gesetzlichen Bestimmungen ausschließlich Sache der Anwender ist.  
Als Untere Landwirtschaftsbehörde kontrollieren wir lediglich stichprobenhaft, ob die 
vorgenannten Vorschriften eingehalten werden.“  
(Zitat aus der Email vom 29. Januar 2018, Landkreis Darmstadt-Dieburg, Amt für Ländlichen 
Raum, Abteilungsleiter Herr Zimmer)  
 
 
Der Stadt Weiterstadt liegen keinerlei Daten zu den Fragen 1 - 5 vor, da keine Zuständigkeit 
gegeben ist. 
 
 
1. Wurde Glyphosat im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen Feldern in der 

Weiterstädter Gemarkung versprüht? 
 
Glyphosat als Totalherbizid wird beispielsweise eingesetzt: 
Auf Getreidestoppeln, um Quecke zu bekämpfen.  
Bei Raps, wenn dieser zum zweiten Mal aufläuft.   
Vor Neuanlage oder Neuansaat, wenn die Flächen mit Quecke oder Disteln befallen sind.  
Vermutlich sind diese Szenarien 2017 oder zuvor eingetreten, so dass ein Einsatz von 
Glyphosat stattgefunden haben kann. Oftmals werden unerwünschte Kräuter vor der 
Neuanlage von Flächen allerdings auch mechanisch bekämpft (Grubbern, Fräsen o.ä.). 
  
 

2. Wurden Entlaubungsmittel im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen Feldern in 
der Weiterstädter Gemarkung versprüht? 
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Entlaubungsmittel werden zur Ernteerleichterung bei Kartoffeln und zum gleichmäßigen 
Ausreifen eingesetzt. Es gibt strenge Auflagen über die Größe von Kartoffeln. Um diese 
einzuhalten und zu vermeiden, dass die Kartoffeln „zu groß“ werden, werden Mittel 
eingesetzt, die das Chlorophyll der Pflanze zerstören und somit ein weiteres Wachstum 
unterbinden. Es ist davon auszugehen, dass diese Mittel 2017 und zuvor Anwendung 
gefunden haben. Ob und wenn ja, in welcher Dimension, ist der Verwaltung unbekannt.  
 

3. Wurden Neonikotinoide im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen Feldern in der 
Weiterstädter Gemarkung versprüht? 
 
Hierzu kann von städtischer Seite keine Aussage gemacht und auch keine Einschätzung 
vorgenommen werden. Die Produktpalette der Neonikotinoide ist umfangreich, auch ihr 
Einsatzgebiet.  
 
 

4. Welche anderen Pflanzenschutzmittel wurden im Jahr 2017 und davor verwendet? 
 
Der Einsatz von Fungiziden ist üblich.  
Für jede Pflanzenart, für verschiedene Anbaumethoden, abhängig von Witterung, Boden 
und Düngung entstehen verschiedene Situationen, die den Einsatz verschiedenster Mittel 
nötig machen können. Die Produktpalette ist umfangreich.  
Detaillierte Aussagen können nicht getroffen werden.  
 
 

5. Sind innerhalb der letzten 10 Jahre signifikante Änderungen der Einsatzmengen (kg/ha 
Fläche / Jahr) zu verzeichnen? 
 
Es kann davon ausgegangen werden, dass beispielsweise durch den vermehrten Einsatz 
von Folientunneln der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zurückgegangen ist. Unter 
Tunneln ist die Gefahr von Pilzbefall reduziert. Auch die Düngung kann exakter gesteuert 
werden.  
Durch „Cross Compliance“ sind die Auflagen an die Landwirtschaft verschärft worden. 
Die Einhaltung von Umweltstandards ist verknüpft mit der Gewährung von Prämien. Der 
Landkreis nimmt zumindest stichpunktartig Kontrollen vor, die auch die Lagerung und 
den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sowie die Aktualität der Sachkunde beinhalten.  
 
 

6. Mit welchen Mitteln unterstützt die Stadt Weiterstadt ihre Landwirte, um auf den 
ökologischen Anbau umzusteigen oder auch die Reduzierung des Einsatzes von PBSM 
vorzunehmen? 
 
 
Auf Landesebene und im Landkreis gibt es folgende Maßnahmen und Programme: 
 

„Im Rahmen des Hessischen Programms für Agrarumwelt- und Landschaftspflege-
Maßnahmen (HALM) wird die Einführung oder Beibehaltung eines ökologischen 
Anbauverfahrens gefördert. Gefördert werden können Betriebsinhaber, die aktive 
Landwirte sind. Die Förderung bezieht sich auf die in Hessen liegende Fläche der 
Kulturgruppen Ackerland, Dauergrünland, Feldgemüse und Dauerkulturen.  
 
Der Zuwendungsempfänger betreibt für die Dauer des Verpflichtungszeitraums auf 
dem gesamten Betrieb ökologischen Landbau. 
Die Höhe der Zuwendung beträgt jährlich: 

a. 260 Euro je Hektar Ackerfläche, 
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b. 190 Euro je Hektar Dauergrünland,  
c. 420 Euro je Hektar Gemüse und 
d. 750 Euro je Hektar Dauer- und Baumschulkulturen. 

 

Für die Teilnahme am Kontrollverfahren nach der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und 
der zu ihrer Durchführung erlassenen gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften in der 
jeweils geltenden Fassung erhöht sich die Zuwendung um 50 Euro je Hektar, jedoch 
um höchstens 600 Euro je Unternehmen. 

Der Landkreis Darmstadt-Dieburg und der Odenwaldkreis bewerben sich als Träger 
zusammen mit der Stadt Darmstadt und dem Kreis Groß-Gerau als Partner um die 
Förderung als Ökolandbau-Modellregion. Zur Umsetzung des Ökoaktionsplans des 
Landes Hessen will das Umweltministerium in Hessen weitere Modellregionen 
einrichten. In den Fokus rückt dabei sehr stark der gesamte südhessische Raum, da 
hier der Anteil an Ökolandwirtschaft unter dem Landesdurchschnitt liegt. 
 
Ziel der Modellregionen ist es, den Ökolandbau vor Ort in den Bereichen Erzeugung, 
Produktion, Vermarktung und Bildung durch verschiedene Initiativen weiter zu 
entwickeln. Die Modellregion soll Besonderheiten der Region hervorheben. Im 
Rahmen eines Workshops wollen wir zusammen mit Betrieben und Institutionen aus 
den Bereichen der ökologischen Erzeugung und Lebensmittelwirtschaft diese 
Besonderheiten für die Bewerbung erarbeiten. 
 
Das Land Hessen fördert dann eine Personalstelle für das Projektmanagement.“ 
(Zitat aus Mail vom 29. Januar 2018, Landkreis Darmstadt-Dieburg, Amt für 
Ländlichen Raum, Abteilungsleiter Herr Zimmer)  

 
 
 

7. Sind diese Themen auch Bestandteil der Gespräche am runden Tisch mit den 
Landwirten? 
 
Nein  
 
 

8. Wann und wo werden die Ergebnisse aus diesen Gesprächen dem Parlament 
vorgestellt? 
 
Bei dem „Runden Tisch“ werden üblicherweise Themen wie zerfahrene Feldwege und 
Schlaglöcher, Müll von Saisonkräften und ähnliche Alltagsthemen besprochen. Der 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln als Teil der „guten landwirtschaftlichen Praxis“, wurde 
bisher nicht diskutiert 
 
 

9. Wird eine Übersicht über die Belastung der letzten Jahre mit PBSM im Umweltbericht 
enthalten sein, der 2018 (endlich) vorgelegt werden soll? 
 
Es liegen keine Daten vor. Somit ist eine Berichterstattung nicht möglich.  

 
 
10. Steht im Weiterstädter Pachtvertrag, dass der Pächter Glyphosat einsetzen darf oder 

nicht?  
 
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist über die Pachtverträge städtischer 
Grundstücke nicht geregelt.  
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11. Setzen unsere stadteigenen Betriebe, Bauhof, Stadtwerke etc. und unsere externen 

Dienstleister Glyphosat ein?  
 
Nein, es wird kein Glyphosat eingesetzt.  
 
 
 

 
 
 
 
 
   
 
Ralf Möller 
Bürgermeister  
 
 



 

 

Fraktionsvorsitz: Gunter Wächter * Schulstraße 31 * 64331 Weiterstadt 

Telefon: 06150/52603 * E-Mail: gwaechter@alw-weiterstadt.de 

 

 

Weiterstadt, den 07.02.2018 

 

 

 

Antrag: Die Stadtverordnetenversammlung Weiterstadt beschließt die Innenentwicklung 

der Stadt vorrangig zu fördern, ehe neue Baugebiete ausgewiesen werden 

 

Sehr geehrter Herr Dittrich,  

die Innenentwicklung von Gemeinden und Städten ist sozial, ökonomisch und ökologisch sinnvoll, ist auch 

geltendes EU Recht und ist eigentlich immer der Erschließung von wertvollen Flächen im Außenbereich 

vor zu ziehen. 

 Zu diesem Thema hatte die ALW bereits im September 2016 einen Antrag eingereicht (Drucksache 10710) 

„Erstellung eines Leerstands,-Brachflächen und Baulückenkatasters“ . Leider wurde dem Parlament noch 

nicht berichtet und es ist unseres Wissens auch noch kein Ausschuss zu diesem Thema geplant.  

 

Wir möchten hiermit auf die Gemeinde Münster verweisen, die eine Analyse des Leerstandskataster  

vorgenommen hat und in einem Grundsatzbeschluß des Parlaments festgelegt hat, die Innenentwicklung 

der Gemeinde voran zu treiben, bevor neue Flächen ausgewiesen werden (sieh hierzu auch Artikel im DA 

Echo vom 13,9.2017). Hier wurden sogar noch externe Gelder akquiriert, ggf. ist das ja auch für die Stadt 

Weiterstadt möglich. 

 

Wir diskutieren diesen Antrag gerne im Ausschuss, unter Ausschluss der Öffentlichkeit (uns ist bewusst 

dass es brisante Daten sind) und bitten dazu, die fehlenden Informationen zum Leerstandskataster vor zu 

legen, so dass eine gemeinsame Diskussion auf Basis valider Fakten stattfinden kann.  

 

Weitere Begründung erfolgt mündlich.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
(Fraktionsvorsitzender) 

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

Telefon: +49 6150 52603 

E-Mail:  gwaechter@alw-weiterstadt.de
  

Alternative Liste Weiterstadt 

Vorsitzender der 

Stadtverordnetenversammlung 

Herrn Manfred Dittrich 

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 
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